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Text 

(Übersetzung) 

Brüssel, 31. März 2017 
 

Erklärung der am Rande des Wirtschafts- und Finanzausschusses versammelten Vertreter der 
Unterzeichner des zwischenstaatlichen Übereinkommens über die Übertragung von Beiträgen auf 
den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die gemeinsame Nutzung dieser Beiträge (IGA) 
betreffend die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 IGA 
 
 

Die Vertreter der Unterzeichner des zwischenstaatlichen Übereinkommens über die Übertragung von 
Beiträgen auf den einheitlichen Abwicklungsfonds und über die gemeinsame Nutzung dieser Beiträge 
(IGA) bestätigen hiermit die in dem gemeinsamen Verständnis des Ausschusses für die einheitliche 
Abwicklung (Single Resolution Board – SRB) und der Dienststellen der Kommission vom 
7. Februar 2017 dargestellte und im Anhang wiedergegebene Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 IGA. 
 

Anhang –Gemeinsames Verständnis des SRB und der Dienststellen der Kommission über die 
Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 des zwischenstaatlichen Übereinkommens bezüglich der 
Inanspruchnahme des einheitlichen Abwicklungsfonds 
 
 

Brüssel, 7. Februar 2017 
 

Eine nationale Kammer, die bislang nicht von Abwicklungsmaßnahmen in ihrem Hoheitsgebiet betroffen 
war, muss zu jedem Zeitpunkt 100 % sämtlicher eingezahlten Beiträge abzüglich des jeweils geltenden 
Prozentsatzes für die gemeinsame Nutzung aller bis dahin eingezahlten Beiträge (z. B. 40 % im Jahr 
2017) entsprechen. 
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Gemeinsames Verständnis über die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 des 
zwischenstaatlichen Übereinkommens bezüglich der Inanspruchnahme des einheitlichen 

Abwicklungsfonds 

Das vorliegende Non-Paper ist eine Zusammenfassung des gemeinsames Verständnisses des Ausschusses 
für die einheitliche Abwicklung (Single Resolution Board – SRB) und der Dienststellen der Kommission 
über die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe b des zwischenstaatlichen Übereinkommens 
(Intergovernmental Agreement – IGA) bezüglich der Festlegung der Höhe der zur gemeinsamen Nutzung 
verfügbaren Mittel in den nationalen Kammern während des Übergangszeitraums. 

A. Hintergrund und Zusammenfassung 

Während des Übergangszeitraums besteht der einheitliche Abwicklungsfonds aus verschiedenen 
Kammern, die den einzelnen teilnehmenden Mitgliedstaaten entsprechen. Ausgehend von dem 
erforderlichen Betrag für ein nach Artikel 18 SRM-VO festgelegtes Abwicklungskonzept greift der SRB 
durch Anwendung des IGA auf die zur gemeinsamen Nutzung verfügbaren Mittel in den nationalen 
Kammern des Fonds zurück. 

Zusammenfassend gilt, dass im Jahr 2017 auf 60 % der zur gmeinsamen Nutzungverfügbaren Mitteln in 
den nationalen Kammern zurückzugreifen ist, wobei sich diese Verfügbarkeit in den darauffolgenden 
Jahren jährlich um 6 2/3 Prozentpunkte (gleichmäßig pro Quartal verteilt) weiter erhöht. Das IGA sieht 
folglich vor, dass zum Jahresende 2017 40 % der aggregierten eingezahlten Mittel in den Kammern jener 
Mitgliedstaaten, die nicht von Abwicklungsmaßnahmen in ihrem Hoheitsgebiet betroffen waren, erhalten 
sein müssen und daher in den jeweiligen Kammern verbleiben. Des Weiteren bedeutet dies, dass der 
aggregierte eingezahlte Betrag um eine weitere jährliche Verringerung in Höhe von 6 2/3 Prozentpunkten 
angepasst wird, bis die Kammern aufhören zu bestehen. 

B. Grundprinzip des IGA 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b IGA sieht während des Übergangszeitraums eine schrittweise 
gemeinsame Nutzung der nationalen Kammern vor und legt eine Gesamtobergrenze für mögliche 
Rückgriffe auf alle nationalen Kammern fest. Diese Obergrenze erhöht sich mit jedem Jahr des 
Übergangszeitraums in der Weise, dass die nationalen Kammern am Ende des Übergangszeitraums 
aufhören zu bestehen (Artikel 1 IGA). 

Die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b IGA vorgesehene Gesamtobergrenze für Rückgriffe auf die 
nationalen Kammern impliziert, das der SRB in der Praxis sicherstellen muss, dass jeglicher Rückgriff 
auf den Fonds zu keinem Zeitpunkt während des Übergangszeitraums zu einer Ausschöpfung der 
Kammern der Mitgliedstaaten durch außerhalb ihres nationalen Bankensystems gelegene 
Abwicklungsfälle führen kann. 

C. Allgemeine Methodik des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe b IGA 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b IGA lautet wie folgt: 

 1. Wird im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der SRM-Verordnung ein Rückgriff auf 
den Fonds beschlossen, so ist der Ausschuss befugt, wie folgt über die Kammern des Fonds zu 
verfügen: […] 

 b) Falls zweitens die Finanzmittel, die in den jeweiligen Kammern der betreffenden unter 
Buchstabe a genannten Vertragsparteien zur Verfügung stehen, nicht ausreichen, um die 
Aufgabe des Fonds gemäß Artikel 75 der SRM-Verordnung zu erfüllen, ist auf die verfügbaren 
Finanzmittel in den Kammern des Fonds, die allen Vertragsparteien entsprechen, 
zurückzugreifen. 

Die in den Kammern aller Vertragsparteien verfügbaren Finanzmittel werden in demselben 
Umfang, wie er im Unterabsatz 3 dieses Buchstabens genannt ist, um die verbleibenden 
Finanzmittel in den nationalen Kammern ergänzt, die den von der unter Buchstabe a 
genannten Abwicklung betroffenen Vertragsparteien entsprechen. […] 

Während des Übergangszeitraums ist wie folgt auf alle nationalen Kammern der 
Vertragsparteien zurückzugreifen: 

 – Während des ersten und zweiten Jahres des Übergangszeitraums ist auf 40 % bzw. 60 % 
der Finanzmittel zurückzugreifen, die in den genannten Kammern zur Verfügung stehen; 

 – in den darauffolgenden Jahren des Übergangszeitraums erhöht sich die Verfügbarkeit der 
Finanzmittel der genannten Kammern jährlich um 6 2/3 % Prozentpunkte. 

Die genannte jährliche Erhöhung der Verfügbarkeit der Finanzmittel in allen nationalen 
Kammern der Vertragsparteien verteilt sich gleichmäßig pro Quartal. 
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Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b IGA sieht somit vor, dass während des Übergangszeitraums der 
aggregierte Rückgriff auf nicht betroffene nationale Kammern im Jahr 2017 nicht höher als 60 % der 
Summe der in die jeweiligen Kammern eingezahlten Beiträge sein darf, wobei sich dieser Rückgriff in 
den darauffolgenden Jahren jährlich um 6 2/3 Prozentpunkte (gleichmäßig pro Quartal verteilt) weiter 
erhöht. 

Änderung des Faktors der zur gemeinsamen Nutzung verfügbaren Mittel 

Der Verfügbarkeitsfaktor ändert sich in den ersten zwei Jahren nur zu Jahresbeginn. Ab dem Jahr 2018 
erhöht sich der Faktor jährlich um 6 2/3 Prozentpunkte, wobei sich diese Erhöhung gleichmäßig auf die 
Quartale verteilt (im 1. Quartal des Jahres 2018 z. B. beträgt der Faktor 61,67 %). Nach jeder Änderung 
des Verfügbarkeitsfaktors entspricht der neue Betrag der verfügbaren Mittel, die zur gemeinsamen 
Nutzung vorgesehen sind, 

 – dem jeweils geltenden Verfügbarkeitsfaktor multipliziert mit der Summe aller bisher in die 
einzelnen Kammern eingezahlten Beiträge, 

 – abzüglich aller bisherigen Auszahlungen von zur gemeinsamen Nutzung vorgesehenen 
verfügbaren Mitteln aus den einzelnen Kammern. 

Verfügbarkeitsfaktor im Zeitverlauf 
 

Datum Faktor 

01.01.2016 40 % 

01.01.2017 60 % 

01.01.2018 61,67 % 

01.04.2018 63,33 % 

01.07.2018 65 % 

01.10.2018 66,67 % 

01.01.2019 68,33 % 

(…) (…) 

01.01.2024 100 % 
 

So ist der Verfügbarkeitsfaktor im zweiten Jahr (2017) beispielsweise auf 60 % festgelegt. Das bedeutet, 
dass bis Ende des Jahres 2017 höchstens 60 % der Summe der Beitragszahlungen in die Kammern jener 
Mitgliedstaaten, die keinen Abwicklungsfall hatten, insgesamt für Abwicklungsfälle außerhalb ihrer 
Hoheitsgebiete als zur gemeinsamen Nutzung verfügbare Mittel in Anspruch genommen werden können. 

Im Umkehrschluss müssen Ende des Jahres 2017 40 % der aggregierten Beitragszahlungen in den 
Kammern der nicht betroffenen Mitgliedstaaten (ohne Abwicklungsfall im eigenen Land) erhalten 
bleiben. 

Behandlung eingehender Beiträge 

Der Betrag der zur gemeinsamen Nutzung vorgesehenen verfügbaren Mittel verringert sich, wenn der 
einheitliche Abwicklungsfonds (Single Resolution Fund – SRF) in Anspruch genommen wird, und erhöht 
sich, wenn zur Jahresmitte neue Beiträge auf den Fonds übertragen werden. Der jeweils aktuelle 
Verfügbarkeitsfaktor gilt auch für eingehende Beiträge, die zu den verbleibenden zur gemeinsamen 
Nutzung verfügbaren Mitteln hinzugerechnet werden. Wenn der Gesamtbetrag der zur gemeinsamen 
Nutzung verfügbaren Mittel aufgebraucht wurde (sei es für einen oder aggregiert für mehrere 
Abwicklungsfälle), sind keine weiteren Mittel zur gemeinsamen Nutzung verfügbar, bis eine neue 
Erhöhung erfolgt (sei es durch eingehende Beiträge oder durch einen höheren Verfügbarkeitsfaktor). 

In diesem Sinne wird für die Jahre ab 2018 auf eingehende Ex-ante-Beiträge der Verfügbarkeitsfaktor für 
das dritte Quartal (z. B. 65 % für das 3. Quartal des Jahres 2018) angewandt und zum Gesamtbetrag der 
zur gemeinsamen Nutzung vorgesehenen verfügbaren Mittel hinzugerechnet. 

D. Gemeinsames Verständnis über „verfügbare Finanzmittel“ 

Das oben dargestellte gemeinsame Verständnis beruht auf einer ganzheitlichen Auslegung des IGA im 
Sinne des neunten Erwägungsgrunds und des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b, denen zufolge bei allen 
nationalen Kammern schrittweise eine gemeinsame Nutzung in der Weise erfolgt, dass die Kammern erst 
am Ende des Übergangszeitraums aufhören zu bestehen. 

Darüber hinaus impliziert dieses gemeinsame Verständnis, dass zur Festlegung der Höhe der zur 
gemeinsamen Nutzung vorgesehenen verfügbaren Mittel in jeder Kammer die „verfügbaren 
Finanzmittel“1 sich – ungeachtet sämtlicher bisheriger Auszahlungen – auf die Summe aller eingezahlten 
Beiträge beziehen und mit dem jeweils geltenden Verfügbarkeitsfaktor multipliziert werden. Zieht man 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 4 von 4 

sämtliche Auszahlungen, die bisher aus den zur gemeinsamen Nutzung vorgesehenen Mitteln getätigt 
wurden, vom Ergebnis dieser Multiplikation ab, erhält man die zur gemeinsamen Nutzung vorgesehenen 
verfügbaren Mittel. 

E. Schlussfolgerung 

Mit dem oben dargestellten gemeinsamen Verständnis wird sichergestellt, dass die Kammer eines 
Mitgliedstaats zu keinem Zeitpunkt während des Übergangszeitraums durch außerhalb seines nationalen 
Bankensystems gelegene Abwicklungsfälle aufgebraucht oder über die im IGA vorgesehenen 
Schwellenwerte hinaus in Anspruch genommen werden kann, selbst wenn viele Abwicklungsfälle 
eintreten. 

Es wird erneut hervorgehoben, dass auf eingehende Ex-ante-Beiträge der jeweils geltende 
Verfügbarkeitsfaktor angewandt wird (30. Juni jedes Jahres) und der sich daraus ergebende Teil dieser 
Beiträge, der zur gemeinsamen Nutzung zu Verfügung steht, dann zu dem bis dahin verbleibenden Betrag 
der zur gemeinsamen Nutzung verfügbaren Mittel in einer Kammer hinzugerechnet wird. Infolgedessen 
werden Ex-ante-Beiträge erst dann berücksichtigt, wenn sie auf den Fonds übertragen wurden. 
 

Die vorliegende Erklärung erlangte mit 31. März 2017 ihre Wirksamkeit. 

_______________ 

1 Nach Artikel 3 Absatz 1 Unterabsatz 34 SRM-VO „bezeichnet der Ausdruck „verfügbare Finanzmittel“ 
Barmittel, Einlagen, Vermögenswerte und unwiderrufliche Zahlungsverpflichtungen, die dem Fonds für 
die in Artikel 76 Absatz 1 genannten Zwecke zur Verfügung stehen“. 
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